
Bebauungsplan Nr. 129
"Heheland" - 3. Änderung

Stand: 29.05.2017 Gemarkung Harderberg, Flur 8

(Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13a BauGB)

mit örtlicher Bauvorschrift



VERFAHRENSVERMERKE 
Präambel 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 
und des § 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geän-
dert durch § 4 des Gesetzes vom 06.04.2017 (Nds. GVBl. S. 116), sowie der §§ 10 und 58 des Niedersächsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 576), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.03.2017 (Nds. GVBl. S. 48), hat der Rat der Stadt Georgsmarienhütte die-
se Bebauungsplanänderung, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen sowie den 
örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung als Satzung beschlossen. 

Georgsmarienhütte, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Aufstellungsbeschluss (§2 Abs. 1 BauGB) 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Georgsmarienhütte hat am  ....................  die Aufstellung der Bebauungs-
planänderung gemäß § 1 Abs. 3 BauGB im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde am  ....................  ortsüblich bekannt gemacht. Die Unterrichtung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist in Form der öffentlichen Auslegung (nach ortsüblicher Bekanntmachung am  
....................) vom  ....................  bis einschließlich  ....................  erfolgt. 

Georgsmarienhütte, den .................... ............................. 
 Bürgermeister  

Öffentliche Auslegung (§3 Abs. 2 BauGB) 
Behördenbeteiligung (§4 Abs. 2 BauGB) 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Georgsmarienhütte hat am  ....................  den Entwurf der Bebauungs-
planänderung und die Begründung sowie die öffentliche Auslegung beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen 
Auslegung und die weiteren Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB wurden am  ....................  ortsüblich be-
kannt gemacht. Der Entwurf der Bebauungsplanänderung und der Entwurf der Begründung haben vom  
....................  bis einschließlich  ....................  gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB öf-
fentlich ausgelegen.   
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erfolgte im selben Zeitraum. 

Georgsmarienhütte, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Öffentliche Auslegung mit Einschränkung (§4a Abs. 3 BauGB) 
Der Rat der Stadt Georgsmarienhütte hat am  ....................  dem geänderten Entwurf der Bebauungsplanände-
rung und der Begründung zugestimmt. Den Beteiligten im Sinne von § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB wurde mit 
Schreiben vom  ....................  Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum  ....................  gegeben. Die erneute Aus-
legung wurde am  ....................  ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf der Bebauungsplanänderung und der 
Entwurf der Begründung haben vom  ....................  bis einschließlich  ....................  öffentlich ausgelegen. 

Georgsmarienhütte, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Satzungsbeschluss (§10 BauGB) 
Der Rat der Stadt Georgsmarienhütte hat die Bebauungsplanänderung - mit baugestalterischen Festsetzungen - 
im beschleunigten Verfahren (§ 13a BauGB) nach Prüfung der Bedenken und Anregungen (§ 3 Abs. 2 Satz 4 
BauGB) am  ....................  als Satzung sowie die Begründung beschlossen. 

Georgsmarienhütte, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

In Kraft Treten (§10 Abs. 3 BauGB) 
Der Beschluss der Bebauungsplanänderung ist am  ....................  im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück be-
kannt gemacht worden. Die Bebauungsplanänderung ist damit am  ....................  in Kraft getreten. 

Georgsmarienhütte, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Mängel der Abwägung (§§ 214 und 215 BauGB) 
Innerhalb eines Jahres nach in Kraft Treten der Bebauungsplanänderung ist die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften bzw. sind Mängel des Abwägungsvorganges beim Zustandekommen der Bebauungs-
planänderung nicht geltend gemacht worden. 

Georgsmarienhütte, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Planverfasser 
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung wurde ausgearbeitet vom   
 
 
 
 

Osnabrück, den 24.02.2017 / 10.04.2017 / 13.04.2017 / 
 19.04.2017 / 24.04.2017 / 29.05.2017 
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PLS II/III

Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

Geschossflächenzahl

Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

offene Bauweise

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  - privat -

Sonstige Planzeichen

Nicht überbaubare Grundstücksflächen
Ausnahmen siehe § 23 (5) BauNVO

Grenze der Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen - Passiver Lärmschutz - Lärmpegelbereiche II + III

Art der baulichen Nutzung

Allgemeine Wohngebiete
- überbaubare Grundstücksflächen -

PLANZEICHENERKLÄRUNG

und Sträuchern  -  privat  -
Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen 

Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umweltein-
wirkungen durch Gewerbelärm (s. Planungsrechtl. Festsetzung Nr. 4.2)

(s. Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 4.1)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
angrenzender Bebauungspläne

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Ursprungsbebauungsplanes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
der Bebauungsplanänderung

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung oder Abgrenzung 
des  Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

Richtwertlinie WA gem. TA Lärm Nr. 6.1:
55 dB(A) tags / 40 dB(A) nachts
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T E X T L I C H E    F E S T S E T Z U N G E N 
Planungsrechtliche Festsetzungen – gemäß § 9 BauGB 
1.  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5 u. 6 BauNVO) 
1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO 
 

Zulässig sind:  
1. Wohngebäude,  
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stören-

den Handwerksbetriebe, 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes. 

 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 19 Abs. 4 BauNVO) 
2.1 Die zulässige Grundfläche darf von Garagen u. Stellplätzen mit ihren Zufahrten i. S. des § 12 BauNVO, 

Nebenanlagen i. S. des § 14 BauNVO sowie den baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, um 50 % überschritten werden. Darüber hinaus-
gehende Überschreitungen sind bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7 zulässig, wenn folgende Vorausset-
zungen erfüllt werden: Stellplätze u. Zufahrten sind ganzheitlich wasserdurchlässig zu befestigen, z. B. mit 
breitfugig verlegtem Pflaster oder Rasengittersteinen (mind. 25 % Fugenanteil) oder Schotterrasen. 

 
3. Bauweise (§ 9 Abs. 2 BauGB i. V. m. den §§ 22 und 23 BauNVO) 
3.1 Offene Bauweise (§ 22 BauNVO) 

In der offenen Bauweise sind Einzel- und Doppelhäuser sowie Hausgruppen bis zu einer Länge von 50,0 m 
zulässig. Dabei sind die für eine offene Bauweise festgesetzten Grenzabstände gemäß Niedersächsischer 
Bauordnung (NBauO) einzuhalten.  

 

3.2. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 
Die tatsächlich überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich durch die festgelegten Baugrenzen in Ver-
bindung mit den Bestimmungen der NBauO über Bauweise, Abstandsflächen und Gebäudeabstände.  

 

3.3 Nicht überbaubare Grundstücksflächen  
Garagen gem. § 12 BauNVO und Nebengebäude gem. § 14 BauNVO sind auch in den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

 
4.  Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Ziffer 24 BauGB) 
4.1 In den Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (passiver Lärmschutz 

PLS ) müssen als Vorkehrungen gegen den Verkehrslärm von der „Alte Heerstraße“ bei Errichtung, Erwei-
terung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt 
von Menschen vorgesehenen Räumen die Anforderungen an das resultierende Schall-Dämmmaß (erf. 
R'W,res) gemäß DIN 4109 - Schallschutz im Hochbau - wie folgt erfüllt werden:  
 

PLS III ( = Lärmpegelbereich III, maßgeblicher Außenlärm 61-65 dB(A))  
Aufenthaltsräume von Wohnungen:   erf.R’w,res = 35 dB  
Büroräume oder ähnliches:   erf.R’w,res = 30 dB  
 

PLS II ( = Lärmpegelbereich II, maßgeblicher Außenlärm 56-60 dB(A))  
Aufenthaltsräume von Wohnungen:  erf.R’w,res = 30 dB  
Büroräume oder ähnliches:   erf.R’w,res = 30 dB  
 

Bei Räumen, die der o.g. Straße zugewandt sind und die überwiegend zum Schlafen genutzt werden, sind 
Fenster mit schallgedämmten Lüftungen vorzusehen. Die schallgedämmte Lüftung ist nicht erforderlich, 
wenn zusätzliche Fenster in den Bereichen vorgesehen sind, die keine Überschreitung der Orientierungs-
werte gemäß DIN 18005 –Schallschutz im Städtebau- aufweisen. 

 

4.2 Innerhalb der Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Gewer-
belärm (LS-Gewerbe) sind, bei schützenswerten Aufenthaltsräumen im Sinne der DIN 4109, zu öffnende 
Fenster oder Türen in der Außenfassade bzw. Außenwand nicht zulässig. Für die notwendige Belüftung 
sind - sofern keine zu öffnenden Fenster außerhalb der Lärmschutzflächen (LS-Gewerbe) vorhanden sind - 
schallgedämpfte Lüfter einzubauen. Alternativ können hier Nebenräume, Treppenhäuser u. ä. angeordnet 
werden. 
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5.  Bindungen für Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 
5.1 Stellplätze sind mit einer Hecke aus Sträuchern einzugrünen. Die Hecke ist dauerhaft zu unterhalten. 
 

5.2 Bei allen im Bebauungsplan festgesetzten Gehölzpflanzungen sind ausschließlich standortgerechte heimi-
sche Gehölze entsprechend der Liste in der Begründung zu verwenden. 

 
6.  Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  
6.1 Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

dient insbesondere dem Erhalt des bestehenden Siedlungsgehölzes als naturnahes Element für den Bio-
topverbund. Die Gehölzbestände sind vor erheblichen Beeinträchtigungen zu schützen. Fachgerechte 
Schnittmaßnahmen, Maßnahmen der Verkehrssicherung sowie ein „Auf-den-Stock-setzen“ bei Erhalt aus-
schlagfähiger Wurzelstöcke, sind zulässig. Düngung, Herbizid- und Pestizideinsatz sind nicht zulässig. 

 

6.2 Als CEF-Maßnahmen (vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen) sind für den Verlust von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten des Haussperlings mindestens 3 und für den Verlust des Hausrotschwanzes mindestens zwei 
geeignete Nisthilfen an geeigneten Standorten innerhalb des Plangebiets bzw. der unmittelbar südlich an-
grenzenden Grünfläche (Flurstück 57/48) vor Beginn der Baufeldfreimachung anzubringen (Details: siehe 
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Bio-Consult, S. 14 u. 15). 

 

Örtliche Bauvorschriften - § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 NBauO 
1. Notwendige Einstellplätze  (§ 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO):  

Abweichend von den Ausführungsbestimmungen zu § 47 NBauO sind im Allgemeinen Wohngebiet grund-
sätzlich mind. 1,1 Pkw-Einstellplätze je Wohnung einzurichten und dauerhaft vorzuhalten. 
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N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. 

sein. Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht oder Denkmale der Erdgeschichte 
(hier: Überreste oder Spuren - z.B. Versteinerungen -, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder 
pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, 
sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der 
Denkmalbehörde des Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker Land, Lotter 
Straße 2, 49078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433) unverzüglich gemeldet werden.   
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen 
sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu 
lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortset-
zung der Arbeiten gestattet. 

 

2. Der Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG ist grundsätzlich auch auf der Umsetzungsebene (der Realisierung 
der Bauvorhaben) sicherzustellen. Gegebenenfalls ist zu prüfen, ob weitere oder andere Vermeidungs- oder 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich werden oder ob artenschutzrechtliche Ausnahmen gemäß § 45 
BNatSchG beantragt werden müssen.  

 

H I N W E I S E 
1. Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten darf die Beseitigung 

von Gehölzbeständen ausschließlich in der Zeit vom 01.11. bis zum 28.02. erfolgen; zulässig sind schonen-
de Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von 
Bäumen.   
Zur Vermeidung einer direkten Tötung von Vögeln darf zudem die Freimachung des Baufelds ausschließlich 
außerhalb der Brutzeit (1. März bis 31. Juli), also in der Zeit vom 1. August bis 28. Februar vorgenommen 
werden. Nach der Baufeldräumung angelegte kurzrasige Scherrasen dürfen jedoch auch in der Zeit vom 1. 
März bis 31. Juli abgeschoben werden, da hierauf keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten planungsrelevan-
ter Tierarten zu erwarten sind. Hierdurch können der direkte Verlust bei Vögeln (Tötung oder Verletzung von 
nicht flugfähigen Jungvögeln, Zerstörung von Gelegen etc.) sowie erhebliche Beeinträchtigungen der Le-
bensstätten geschützter Arten weitgehend vermieden werden. 

 

2. DIN-Vorschriften, VDI-Richtlinien, etc., auf die Festsetzungen des Bebauungsplans Bezug nehmen, werden 
bei der Stadt Georgsmarienhütte, Fachbereich IV, Oeseder Straße 85, 49124 Georgsmarienhütte, zur Ein-
sicht bereitgehalten.  

 

3. Es wird empfohlen, in der ersten Bauzeile entlang der Alten Heerstraße keine Außenwohnbereiche wie Ter-
rassen oder Balkone zu errichten, die der Straße zugewandt sind. 

 

4. Die Anlieger von Stichstraßen ohne hinreichende Wendemöglichkeit für Müllfahrzeuge sollen ihre Müllton-
nen am Tage der Müllabfuhr an die von Müllfahrzeugen ordnungsgemäß zu befahrenden Straßen stellen. 

 

5. Es wird aus ortsgestalterischen Gründen empfohlen, Stellplätze für Abfallbehälter im Vorgartenbereich (Be-
reich zwischen vorderer Bauflucht und nächstliegender öffentlicher Verkehrsfläche) mit Hecken einzufassen 
oder die Abfallbehälter in Schränken unterzubringen, die mit Rank-, Schling- oder Kletterpflanzen zu begrü-
nen sind. 

 

6. Bei Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und 
Unfälle vermieden werden. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträger um Anzeige der erd-
verlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten. Schachtarbeiten in der Nähe von Versor-
gungseinrichtungen sind von Hand auszuführen. 

 

7. Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Arbeitsblattes W 405 
(Ausgabe 02/2008) der Techn. Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) 
einzuhalten.  

 

8. Bei Baum- und Strauchpflanzungen im öffentlichen Bereich ist das DVGW-Regelwerk GW 125 (identisch 
mit DWA-M 162, FGSV-Nr. 939) einzuhalten. 

 

9. Zur Sicherung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
ist grundsätzlich die DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbe-
ständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ einzuhalten. (Diese DIN-Norm regelt den Schutz von 
Vegetation und Boden bei Baumaßnahmen. Von zentraler Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die Er-
richtung von Schutzzäunen als Sicherung vor Befahren und Ablagerungen. Während der gesamten Bau-
phase ist hiernach u. a. der gesamte Kronentraufbereich zuzüglich 1,5 m einzuzäunen.) 
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R E C H T S G R U N D L A G E N – alle in der derzeit gültigen Fassung 
Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),  
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057). 
 

Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057). 
 

Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90 - vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58),  
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057). 
 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz - NKomVG - vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 576), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.03.2017 (Nds. GVBl. S. 48). 
 

Niedersächsische Bauordnung - NBauO - vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46), 
zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 06.04.2017 (Nds. GVBl. S. 116). 
 
 
 
 
 

Planunterlage Geschäftszeichen:  L4-962/2015 
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung  © Juni 2015 

Landkreis: 
Gemeinde: 
Gemarkung: 
Flur: 
Maßstab: 
Herausgeber: 

Osnabrück-Land 
Georgsmarienhütte 
Harderberg 
8 
1:1.000 
Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung 
Niedersachsen (LGLN) Regionaldirektion Osnabrück-Meppen 

Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind nach § 5 des Nieder-
sächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen vom 12.12.2002, Nds. GVBl. 2003, S. 5, geschützt. Die 
Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Weitergabe ist nicht zulässig. 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen Anlagen 
sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 26.11.2015). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit 
der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 
 
 
 
 
 
 

- Katasteramt Osnabrück - 

 Osnabrück, den .................... 
 
 
 
 
…………………………………..….  
(Unterschrift) 

 

 
 

 
Dienstsiegel 


